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Vorspann: 

Die Krise der EU spitzt sich Ende 2012 wieder zu, 
und es ist kein Ende abzusehen. Es gibt viele gute 
Vorschläge von links, wie die Krise nachhaltig und 
gerecht gelöst werden könnte. Es mangelt also 
nicht an Ideen und Projekten. Warum wird dann 
nicht gehandelt? Einen Beitrag zum Verständnis 
des Krisenmanagements soll der Beitrag „Das 
Staatsprojekt Europa in der Krise. Die EU zwischen 
autoritärer Verhärtung und linken Alternativen“ 
von Fabian Georgi und John Kannankulam leisten. 
Die Autoren schlagen hierbei die Brücke zwischen 
sozialwissenschaftlicher Analyse und politischer 
Mobilisierung. Dieser Text ermöglicht zum Einen 
den unmittelbaren Einstieg in das Verständnis der 
Krisenpolitik der deutschen Elite. Für wen wird 
diese Politik eigentlich gemacht, mit welchen 
Mitteln, welche Interessen stehen dahinter, welche 
„Lesarten“ der Krise herrschen hier vor? Die Leser 
werden handlungsfähig, da Anknüpfungspunkte für 
konkretes Handeln sichtbar werden. Zum anderen 
erhalten die Leser aber auch einen Einblick in die 
materialistisch orientierte Sozialwissenschaft.

Abstract: 

The EU crisis escalates to the end of 2012 again, 
and no end is in sight. There are many good sug-
gestions from the left, as how the crisis could be 
resolved in a sustainable and just way. There is 
no lack of ideas and projects. So where does the 
lack of action come from? The article “The State 
Project Europe in crisis - The EU between autho-
ritarian hardening and left alternatives” by Fabian 
Georgi and John Kannankulam contributes to the 
understanding of crisis management. The authors 
combine a profound analysis with political mobi-
lization. This text allows for a direct entry into the 
understanding of the actions of the German elite. 
Secondly, the reader will also get insights into the 
materialistically oriented social theory.

* Teile dieses Textes, v.a. die theoretischen 
Ausführungen in Abschnitt 2, sind in gekürzter 
und überarbeiteter Form übernommen aus 
Buckel/Georgi/Kannankulam/Wisssel 2012. Für 
Kommentare und Kritiken zu diesem Text danken 
wir Sonja Buckel, Jens Wissel und Roland Kulke.
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1 EINLEITUNG

Im September 2008 brach mit der Pleite der Invest-
mentbank Lehman Brothers die vierte tiefe Struk-
turkrise des modernen Kapitalismus aus. Ähnlich 
wie in den großen Krisen von 1873-96, 1929-39 
und 1971-81 scheint eine spezifische Kombination 
aus Akkumulationsregime und Regulationsweise 
an ihre Schranken zu stoßen (McNally 2011: 61ff.; 
Duménil/Lévy 2011: 2ff). Dieses mal ist es der „neo-
liberale Finanzmarkt-Kapitalismus“ (IfG 2011: 2), 
der seinen eigenen Widersprüchen zum Opfer zu 
fallen scheint. Der Ausbruch der Krise als Finanz-
krise verdeckt ihre strukturellen Ursachen. Diese 
lagen nicht im Finanzsektor, sondern in langfristi-
gen Tendenzen der kapitalistischen Entwicklung 
und in den Schranken des finanz- und schulden-
getriebenen Wachstums der vergangenen Jahr-
zehnte.1 Ob die gegenwärtige Krise den Übergang 
zu einem neuen Akkumulationsregime und einer 
neuen Regulationsweise markiert, ist umstritten. 
Sicher ist: Alle Versuche die ökonomische Krise 
im Rahmen der alten Regulationsweise zu lösen, 
blieben bislang erfolglos (vgl. Demirović/Sablow-
ski 2012). Gleiches gilt für die politische Krise der 
Europäischen Union. Ihre wettbewerbsstaatliche 
Integrationsweise (Ziltener 1999: 135) gerät an ihre 
Grenzen. 
Nachdem die betroffenen Staaten ab Herbst 2008 
in Europa, Nordamerika und Asien mit „hoher Kri-
senkunst“ (IfG 2011: 2), mit Bankrettungen und 
Konjunkturprogrammen, eine weitere Eskalation 
verhinderten, trat die Krise in Europa ab Ende 2009 
in eine neue Phase ein: Die durch die Banken-bail-
outs und ‚Stimulus-Pakete‘ rasant gewachsenen 
Staatsschulden lösten auf den Finanzmärkten die 
Sorge aus, dass mehrere Euro-Staaten ihre Schul-
den nicht zurückzahlen würden. Die Zinsen für neue 
Staatsanleihen stiegen und als sich Griechenland 
im Frühjahr 2010 nicht mehr am Finanzmarkt fi-
nanzieren konnte, stellte die griechische Regierung 
Ende April 2010 als erster Euro-Staat einen Antrag 
auf Finanzhilfen aus dem ‚EU-Rettungsschirm‘, es 
folgten Irland (November 2010) und Portugal (Mai 
2011). Seitdem, seit Frühjahr 2010, fokussiert die 

1	 Zur Diskussion verschiedener kritischer und 

marxistischen Perspektiven auf die Ursachen der Krise 

vgl. Choonara 2009; Roberts 2010; Sablowski 2011.

europäische Politik auf die Lösung dieser Staats-
schuldenkrise. Ein Krisengipfel folgt auf den nächs-
ten, ein Rettungspaket ersetzt das andere. 
Gerettet werden jene Banken und Investoren, die 
durch Staatsbankrotte der überschuldeten Länder 
gefährdet wären. Als Bedingung für die Rettung 
ihrer Kreditgeber werden Griechenland, Spanien, 
Italien, Portugal und weitere Staaten gezwungen, 
Strukturanpassungsprogramme und Austeritäts-
politik umzusetzen, und die daraus resultierende 
Rezession in Kauf zu nehmen. Primär vorangetrie-
ben wird diese Politik durch die deutsche Regie-
rung und ihre autoritär-neoliberalen Verbündeten 
in anderen Exportländern, in der EU-Kommission, 
in der EZB und im IWF. Immer wieder kam es zu 
Situationen, in denen eine unkontrollierte Eskalati-
on der Krise, ein Auseinanderbrechen der Eurozo-
ne, unmittelbar bevor zu stehen schien, etwa als 
die griechische Regierung mit ihren Sparpaketen 
zu scheitern drohte (Juni 2011, Februar 2012) oder 
als ein Wahlsieg der griechischen Koalition der 
radikalen Linken (Syriza) bevor zu stehen schien 
(Juni 2012). Doch bislang (Anfang September 
2012) konnte die Strategie des Muddling-Through, 
kombiniert aus harter, von den Märkten geforder-
ter Austeritätspolitik und im Notfall unorthodoxer 
expansiver Geldpolitik, den Austritt Griechenlands 
aus dem Euro und eine entsprechende Kettenreak-
tion, verhindern. 
Ökonomische Strukturkrise und Eurokrise bilden 
den Hintergrund für eine tiefe politische Krise der 
Europäischen Union. Die Existenz des Euros ist 
massiv gefährdet, und damit die Fortdauer der EU 
in ihrer derzeitigen Form. Die EU steht vor einem 
Scheideweg zwischen Zerfall und unterschied-
lichen Modellen einer vertieften Integration. Die 
weitere Entwicklung wird bestimmt von der öko-
nomischen Krisendynamik und von den mit ihr eng 
verbundenen gesellschaftlichen und politischen 
Macht- und Hegemoniekämpfen, die in der Krise 
ausgefochten werden. Der Elitenkonsens, der die 
europäische Integration in den letzten Jahrzehn-
ten vorangetrieben hat, scheint zu zerbrechen und 
die Akteure der neoliberalen Akteurskonstellati-
on sind in sich heftig zerstritten. In ihrer Schärfe 
und Dramatik ist die Situation in der Geschichte 
der EU einmalig. Doch häufig haben mit Wirt-
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schaftskrisen verbundene politische Krisen der EU 
bzw. der EG die Form von „Durchsetzungskrisen“ 
(Bieling 2009: 45) angenommen und zu einer ver-
tieften Integration geführt. Ob dies auch diesmal 
funktioniert, ist ungewiss. Ebenso unklar ist, wie 
eine vertiefte Integration aussehen könnte: Wird 
die unmittelbare Staatsschuldenkrise durch eine 
autoritär-neoliberale Integration gelöst, welche auf 
dem Rücken breiter Bevölkerungsmehrheiten das 
Vertrauen der Finanzmärkte wieder herstellt und 
dies durch Entdemokratisierung und autoritäre Re-
pression durchsetzt? Oder gelingt es den sozialen 
Bewegungen aus dem Modus (teils erfolgreicher) 
Abwehrkämpfe herauszukommen? Gelingt es viel-
leicht sogar, die Krisensituation zu nutzen, und die 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse ausreichend 
zu verschieben, um den Weg in ein sozial-ökolo-
gisches und radikal demokratisiertes Europa zu 
bahnen? Oder kommt es zu einer unkontrollierten 
Eskalation der Krise, einem Zerbrechen des Euro 
samt schwerer Rezession und einer Renationalisie-
rung Europas – samt der Gefahr einer autoritären 
und faschistischen Bearbeitung der Zerfallsprozes-
se?
Materialistische (Staats-)Theorie steht vor der He-
rausforderung, diese Konflikte zu analysieren. Um 
emanzipatorische Veränderungen zu unterstützen, 
hat kritische Forschung die Aufgabe, verständlich 
zu machen, welche unterschiedlichen Kräfte/Strö-
mungen/Projekte in der Krise miteinander ringen. 
Mit Gramsci geht es uns in diesem Artikel darum, 
die handelnden Kräfte einer bestimmten histori-
schen Epoche zu analysieren und ihr Verhältnis un-
tereinander zu bestimmen (Gramsci 1991 ff.: Bd. 3, 
H. 4, § 38). Die von uns im Folgenden dargestellte 
Analyse der Konfliktkonstellation in der Eurokrise 
basiert auf der Annahme, dass die Krise des Eu-
ropäisierungsprozess sich weder aus seiner insti-
tutionellen Eigenlogik der EU hinreichend erklären 
lässt noch aus der europäischen Multiskalarität. 
Vielmehr sind es unserem Verständnis nach die da-
hinterstehenden gesellschaftlichen Konflikte und 
Antagonismen, die diese Institutionalisierungs-
prozesse prägen. Die gesellschaftlichen Konflikte 
stellen das Ferment dar, aus dem heraus sich – in 
Krisenprozessen mit einer besonderen Dynamik 
– die spezifische apparative Struktur des postfor-
distischen Staatsapparate-Ensembles in Europa 
als „materielle Verdichtung von gesellschaftlichen 

Kräfteverhältnissen“ (Poulantzas 2002: 154 ff.) he-
rausbildet.
Wir schlagen vor, die politische Konstellation in 
der Krise mit zwei Begriffen zu analysieren, die wir 
im Rahmen eines DFG-Forschungsprojektes zum 
‚Staatsprojekt Europa‘ im Wechsel von indukti-
ver empirischer Forschung und einer (Re-)Lektüre 
neogramscianischer und anderer staatstheoreti-
scher Texte (weiter-)entwickelt haben (Staatspro-
jekt, Hegemonieprojekte).2 Im folgenden Abschnitt 
(2) werden wir diese und andere Begriffe genauer 
erläutern und illustrieren. Darauf aufbauend skiz-
zieren wir (3) die Konfliktkonstellationen von He-
gemonieprojekten, wie sie sich in der Eurokrise 
darstellen und formulieren (4) eine Reihe von The-
sen zur Dynamik der zwischen ihnen ablaufenden 
Konflikte, bevor wir (5) mit politisch-strategischen 
Überlegungen zu linken Alternativen schließen. 

2 THEORETISCHE PRÄMISSEN

2.1 Staatspropjekt Europa

Wir verstehen den Staat und seine Apparate nicht 
als in sich geschlossene einheitlich handelnde 
Akteure, sondern als soziale Felder. Das heißt, 
im Staat verdichten und materialisieren sich ge-
sellschaftliche Kräfteverhältnisse.3 Die einzelnen 
Staatsapparate werden zu Stützpunkten gegen-
sätzlicher, antagonistischer sozialer Kräfte, so dass 
ein heterogenes, in sich widersprüchliches Ensem-
ble von Staatsapparaten entsteht. Wegen dieser 
Widersprüchlichkeit sind Zusammenhalt und Funk-
tionalität der komplexen Ensembles staatlicher In-
stitutionen nie garantiert. Staatsapparateensemble 
können so fragmentiert und in sich zerstritten sein, 
dass sie als Regulatoren gesellschaftlicher und 
ökonomischer Reproduktion ausfallen oder dys-
funktional werden. Um die Funktionalität der häu-
fig gegeneinanderstehenden staatlichen Apparate 
für die kapitalistische Reproduktion zu erhalten, ist 
es notwendig, eine gemeinsame Ausrichtung der 
Staatsapparate immer wieder neu herzustellen. 
Dies wird durch sogenannte ‚Staatsprojekte‘ ge-

2	 Siehe: www.staatsprojekt-europa.eu.

3	 Zum Begriff der Kräfteverhältnisse siehe Wis-

sel 2010.



4

leistet. Staatsprojekte zielen darauf, die kontingen-
te und nie sichergestellte Kohärenz und Stabilität 
innerhalb des staatsapparativen Gefüges zu repro-
duzieren (Jessop 1990: 219; vgl. Poulantzas 2002: 
168f.; Kannankulam 2008: 74ff.). In den Worten 
von Neill Brenner: 

State projects aim to provide state institutions with 

some measure of functional unity, operational co-

ordination and organizational coherence. When 

successful, state projects generate ‘state effects’ 

which endow the state apparatus with an image 

of unity, functional coherence and organizational 

integration (Brenner 2003: 201). 

Die fordistischen Nationalstaaten in Europa sind 
Beispiele für Staatsapparateensembles, die einen 
historisch hohen Grad an Stabilität und Kohärenz 
aufwiesen. Beispielsweise bestand ein breiter Kon-
sens darüber, dass sich das strategische Handeln 
der verschiedenen Apparate zumindest grob am 
Modell des keynesianisch geprägten, industrie-
basierten nationalen Wohlfahrstaates ausrichten 
sollte. Zudem bestand eine relativ große Einigkeit, 
welche politischen Fragen auf welchem Ebene 
bzw. welchem ‚Scale‘ reguliert werden sollten. In 
der BRD etwa war relativ klar, welche Entscheidun-
gen auf kommunaler Ebene, in den Bundesländern 
oder national, auf Bundesebene, getroffen werden 
sollten. Der weitgehende Konsens über diese ‚Ter-
rains der Auseinandersetzung‘ und die Ebenen für 
die Regulation bestimmter politischer Fragen war 
das Ergebnis erfolgreicher national-fordistischer 
Staatsprojekte. 
Die Europäische Union kann als ein neues ‚Staats-
projekt Europa‘ verstanden werden. Das Staats-
projekt Europa zielt darauf, eine neue, stabile Kon-
figuration von kommunalen, regionalen, nationalen 
und europäischen (und internationalen) Institutio-
nen und Staatsapparaten herzustellen; es zielt auf 
eine neues europäisches Staatsapparateensemble, 
das kohärent ist und eine gemeinsame Ausrich-
tung besitzt. Genauer gesagt kann die EU als ein 
„state spatial project“ (Brenner 2003: 203; Brenner 
2004: 84; siehe auch Wissen 2008; Jessop 2008: 
198 ff., Wolff 2010) bezeichnet werden, weil die 
EU als Staatsprojekt vor allem auf die spatiale, also 
räumliche Rekonfiguration der Beziehungen zwi-
schen staatlichen Institutionen abzielt. Im Rahmen 
der EU als state spatial project bilden sich neue 

Hierarchien heraus zwischen den unterschiedli-
chen Staatsapparaten und Institutionen auf euro-
päischer und nationaler Ebene. Anders gesagt: Die 
einzelnen Nationalstaaten und die EU konstituieren 
zusammen eine neue skalare Struktur. 
Im Vergleich zum fordistischen Nationalstaat sind 
Kohärenz und gemeinsame Ausrichtung der Ins-
titutionen des heute existierenden europäischen 
Staatsapparateensemble viel geringer. Das euro-
päische Staatsapparateensemble ist stärker frag-
mentiert, widersprüchlicher, instabiler. Die innere 
Kohärenz der europäischen Konstellation ist des-
halb nicht mit der eines Nationalstaates vergleich-
bar, weil es keinen hegemonialen Konsens über die 
Terrains der Auseinandersetzungen gibt. Es besteht 
also keine Einigkeit darüber, auf welcher Ebene 
welche politischen Fragen reguliert und entschie-
den werden sollten. Dies ist in der gegenwärtigen 
Krise deutlich zu beobachten. Das europäische 
Staatsprojekt, das sich im Rahmen der „Internati-
onalisierung des Staates“ (Hirsch 1995; vgl. Brand 
2009) herausbildete, konkurriert mit den weiterhin 
existierenden nationalen Staatsprojekten. Verhält-
nis und Stellung der einzelnen europäischen und 
nationalen Apparate zueinander sind flexibel und 
umkämpft. Sie sind Ergebnis eines permanenten 
Aushandlungsprozesses. Die Europäische Union 
und die nationalen und europäischen Staatsappa-
rate sind von gesellschaftlichen Widersprüchen 
durchzogen, die sich u.a. in der Konkurrenz unter-
schiedlicher räumlicher Bezugsebenen ausdrücken 
(vgl. Wolff 2012).4 Auf diese Weise ist ein hetero-
genes Ensemble von nationalen und europäischen 
Staatsapparaten beziehungsweise Quasi-Staatsap-
paraten und Institutionen entstanden, dessen Ko-
härenz bisher durch das sich mit der wettbewerbs-
staatlichen Integrationsweise seit Mitte der 1980er 
Jahre entwickelnde, europäische Staatsprojekt 

4	 Der Europäische Ministerrat, der für das in-

tergouvernementale Element der EU steht, wacht bei-

spielsweise darüber, dass die Kommission als suprana-

tionales Element nicht zu mächtig wird. Ein Ergebnis 

dieser Konstellation sind die europäischen Agenturen, 

die formal nicht klar in die institutionelle Struktur der 

EU eingeordnet sind, weil der Rat nicht will, dass mit 

der Kommission eine Superbehörde entsteht. Effekt ist, 

dass die Agenturen keine formal übergeordnete Insti-

tution haben, die sie kontrollieren könnte (vgl. Tömmel 

2008: 159).
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hergestellt wurde. Bereits in den 1990er Jahren, im 
Kontext der Vertragsänderungen von Maastricht 
und Amsterdam, geriet diese Konstellation in die 
Krise. In der gegenwärtigen Situation spitzt sich 
diese Instabilität zu. Das europäische Staatsprojekt 
steht zur Disposition. Ein Zerfall der EU ist eine rea-
le Möglichkeit. Eine Renationalisierung Europas ist 
nicht auszuschließen.
In der EU sind die Ebenen, auf denen politische 
Projekte durchgesetzt werden, flexibler als im Nati-
onalstaat. Die Protagonist_innen solcher Konflikte 
wechseln zwischen den unterschiedlichen regio-
nalen, nationalen oder europäischen Foren (forum-
shifting) und sie ‚springen‘ zwischen verschiede-
nen politischen Handlungsebenen (scale-jumping). 
Es werden unterschiedliche skalare Strategien 
verfolgt. Dies hat mindestens zwei Effekte: Erstens 
entstehen durch die oben angedeutete, flexible 
Rekonfiguration von nationalen und europäischen 
Staatsapparaten im Rahmen der EU spezifische 
neue Machttechnologien. Zu diesen Machttech-
nologien gehören etwa der Einsatz intransparenter 
Expert_innengruppen, bestückt mit Lobbyist_in-
nen (Eberhard 2012), die Erweiterung informeller 
Politikformen und damit die Distanzierung der Be-
völkerung von den Entscheidungszentren (Poulant-
zas 2002: 87; Kannankulam 2008; für Europa siehe 
Schwenken 2006: 137; Sauer 2001; Neyer 2005, 
381; siehe auch Héritier 1999). Informalisierung 
und Distanzierung von Entscheidungsprozessen 
verstärken die strukturelle Selektivität im europä-
ischen Staatsapparateensemble zuungunsten der 
Subalternen. Dies ist ein Grund für die fragile Le-
gitimität der EU. Ein zweiter Effekt besteht darin, 
dass politische Konjunkturen und taktisches Kalkül 
darüber entscheiden, auf welcher Ebene und in 
welchem institutionellen Kontext Entscheidungen 
forciert werden. Auch deshalb kann in Europa kein 
klarer Konsens darüber erzielt werden, auf welchen 
Terrains Auseinandersetzung zu führen sind (vgl. 
Wissel 2011). Die Krise hat zudem offengelegt, wie 
schwach die Autonomie der Europäischen Union 
gegenüber den großen Nationalstaaten ist. Die In-
stitutionen der EU sind auf deren Kooperation un-
bedingt angewiesen.5

5	 Viele Beispiele belegen, dass gegen die großen 

Nationalstaaten keine Entscheidungen getroffen wer-

den können. Deutlich zeigte sich dies z. B. als Frankreich 

Der europäische Integrationsprozess setzte sich 
von Beginn an als Projekt unterschiedlicher eu-
ropäischer Eliten durch (Ziltener 1999: 84 ff.). Mit 
der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise seit 
Mitte der 1980er Jahre wurde die EG (EU) zu einem 
wichtigen Stützpunkt einer europäisierten und in 
Ansätzen transnationalisierten Klassenfraktion 
(Wissel 2007: 119 ff.) im Rahmen eines globalen 
neoliberalen Konstitutionalismus (Gill 1998). Dies 
äußert sich in der Organisierung des europäischen 
neoliberalen Hegemonieprojekts, für das europä-
ische und transnationale Institutionen und Orga-
nisationen zunehmend an Bedeutung gewinnen. 
Dazu zählen weitverzweigte Institutionen auf euro-
päischer Ebene (EuGH, Europäische Kommission, 
unzählige europäische Agenturen) und auf globa-
ler Ebene (WTO, IWF, UNO, NATO), sowie ein Netz 
transnationaler Interessensorganisationen in Form 
von Think Tanks, Verlagen, Lobbyfirmen etc. (vgl. 
Bieling 2003: 48 ff.; Walpen 2004; van Apeldoorn 
2000; Jessop 2008: 216 f.). 
Trotz Bemühungen insbesondere der Europäischen 
Kommission ist keine ausgeprägte europäische 
Zivilgesellschaft im Sinne Gramscis entstanden. 
Damit fehlt der EU ein entscheidendes Terrain, auf 
dem (asymmetrische) Kompromisse mit den Sub-
alternen erzielt werden könnten. Subalterne Inte-
ressen kommen in der EU oft nur vermittelt über 
die nationalen Staatsapparate zum Tragen. Zwar 
können die dominanten gesellschaftlichen Kräfte, 
wenn sich die großen Nationalstaaten einig sind, 
leichter Entscheidungen herbeiführen, die im natio-
nalen Rahmen auf Widerstand stießen, gleichzeitig 
kommt es aber auf der europäischen Ebene nicht 
zu einer auf zivilgesellschaftliche Auseinanderset-
zungen gestützten, hegemonialen Verankerung 
von Macht. Deshalb fehlen der EU jene Strukturen, 
die vor den katastrophischen Einbrüchen der Öko-
nomie Schutz bieten könnten (Gramsci 1991 ff., 
Band 7, §24: 1589). Ökonomische Krisen werden 
schnell zu politischen Krisen.
Zudem sind die Institutionen der EU anfällig für das 
Lobbying mächtiger privater Akteure. Gerade die 
EU-Kommission ist besonders abhängig von ih-
nen: Mit ca. 23.000 fest angestellten Beamt_innen 

und Deutschland, ohne ernsthafte Konsequenzen fürch-

ten zu müssen, die Defizitkriterien der Währungsunion 

nicht erfüllten.
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ist die Bürokratie der Kommission, beispielsweise 
weniger als ein Viertel so groß wie der Öffentliche 
Dienst der Stadt Berlin (ca. 115.000).6 Um trotzdem 
ihren komplexen Aufgaben nachzugehen, ist die 
EU-Bürokratie auf die willige Zuarbeit in Form von 
Expertise, Gesetzesentwürfen und Vorschlägen 
von Verbänden und Lobby-Netzwerken angewie-
sen, die zu überwiegenden Teil aus Kapital-Vertre-
ter_innen bestehen (vgl. Eberhard 2012). Zudem 
schafft sich die Europäische Kommission durch die 
Organisation und Einbindung von Lobby-Akteuren 
zumindest ansatzweise eine (höchst selektive) zi-
vilgesellschaftliche Verankerung. Dies zeigt die 
Geschichte des European Round Table of Industri-
alists (vgl. van Apeldoorn 2000; Altvater 2007: 125 
f.).

2.2 Der Begriff der ,Hegemonieprojekte’ 

Das methodisch-theoretische Problem für eine 
staats- und gesellschaftstheoretisch begründete 
Krisenanalyse besteht nun darin, zu klären, wie 
sich die in der Eurokrise miteinander ringenden 
Akteurs- und Kräftekonstellationen analytisch un-
terscheiden lassen. Unser Vorschlag ist, die ten-
denziell unendliche Anzahl der Strategien, Taktiken 
und Praktiken von miteinander konfligierenden Ak-
teur_innen und Interessen heuristisch entlang brei-
ter gesellschaftlicher Projekte zu bündeln, die wir 
als ,Hegemonieprojekte’ bezeichnen.7 Der Begriff 
der Hegemonieprojekte hat folgende Elemente: 
Tatsächlich hegemoniale Projekte sind von jenen 

6	 Vgl. European Commission, http://ec.europa.

eu/about/index_en.htm; Tagesspiegel v. 12.6.2011, 

http://www.tagesspiegel.de/berlin/oeffentliches-per-

sonal-berliner-verwaltung-kopflastig-und-ueberal-

tert/4278268.html

7	 Mit diesem Ansatz bauen wir auf Arbeiten der 

neogramscianischen Internationalen Politischen Ökono-

mie auf, die Gramscis staatstheoretische Argumentation 

für eine kritische Analyse gegenwärtiger Transnationali-

sierungsprozesse weiterentwickelt haben. Insbesondere 

stützen wir uns auf Arbeiten von Bastian van Apeldoorn 

(2000, 2002), Hans-Jürgen Bieling und Bob Jessop 

(1990). Ausführlicher hierzu vgl. Buckel (2011), Kann-

ankulam/Georgi (2012: 10ff.), Buckel/Georgi/Kannanku-

lam/Wissel (2012: 17ff.), sowie grundlegend: Cox (1981), 

Bieling/Deppe (1996) und Opratko/Prausmüller (2011).

gesellschaftlichen Projekten zu unterscheiden, 
welche zwar eine Hegemonie anstreben, diese je-
doch (noch) nicht erreicht haben. Nicht jedes Pro-
jekt, das versucht, die Partikularinteressen seiner 
führenden Fraktionen zu verallgemeinern, wird 
hegemonial. Unserem Verständnis nach ringen im 
integralen Staat (verstanden als Einheit von ‚Zivil-
gesellschaft‘ und den Apparaten des ‚politischen 
Staats‘ im engeren Sinn) verschiedene Hegemo-
nieprojekte darum, zu hegemonialen Projekten zu 
werden. Hegemonieprojekte sind zu verstehen als 
zumeist unbewusste und indirekte Verknüpfungen 
beziehungsweise Verdichtungen einer Vielzahl un-
terschiedlicher Taktiken und Strategien, die sich 
auf konkrete politische Projekte8 oder breitere ge-
sellschaftliche Problemlagen richten. Die darin be-
teiligen Akteur_innen versuchen, ihre partikularen 
Interessen zum Allgemeininteresse zu machen und 
so hegemonial zu werden. Im Unterschied zu ei-
nem hegemonialen Projekt haben Hegemoniepro-
jekte diesen Status der Verallgemeinerung (noch) 
nicht erreicht, streben ihn aber im Prozess der ge-
sellschaftlichen Auseinandersetzungen an. Ohne 
dass es eine zentrale Koordination gäbe, gehen in 
die Hegemonieprojekte sowohl die Strategien und 
Taktiken (zivil-)gesellschaftlicher Akteur_innen im 
weiteren Sinne ein, als auch die Strategien poli-
tisch-institutioneller Akteur_innen innerhalb der 
Staatsapparate im engeren Sinne.
Hegemonieprojekte sind analytisch entwickel-
te Abstraktionen und gerade keine bewussten, 
zentral organisierten Bündnisse. Der Begriff der 
Hegemonieprojekte zielt mithin darauf, vor dem 
Hintergrund einer historisch-materialistischen 
Kontextualisierung die durch grundlegende ‚sozia-
le Formen‘ (Hirsch 1994) bestimmte und durch die 
rekursive Handlungsmacht der Akteur_innen her-
vorgebrachte Aggregation von sehr unterschied-
lich motivierten und oft nebeneinander ablaufen-
den Taktiken und Strategien in einer analytischen 
Kategorie fassbar zu machen.

8	 Unter ‚politischen Projekten‘ verstehen wir in 

Anlehnung an Bieling/Steinhilber konkrete politische 

Vorhaben und Initiativen, „die sich selbst als Lösungen 

von drängenden sozialen, ökonomischen und politi-

schen Problemen darstellen“ (Bieling/Steinhilber 2000: 

106; vgl. ausführlicher Kannankulam/Georgi 2012: 24f.).
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Eine besondere Rolle bei dieser Aggregation spie-
len organische Intellektuelle. Diskursiv verknüpfen 
sie Teilelemente eines Projekts und rationalisieren 
seine Ziele, Interessen und Kompromisse in ,politi-
schen Erzählungen’. Erst wenn es einem Hegemo-
nieprojekt durch Verknüpfungen und Kompromis-
se gelingt, ihm nicht zugehörige gesellschaftliche 
Kräfte in einen kohärenten Zusammenhang zu 
bringen, der bezogen sein muss auf zentrale Ak-
kumulationsstrategien9 und das herrschende Ak-
kumulationsregime – als historisch spezifische 
Verbindung von Produktions- und Reproduktions-
weisen (Kohlmorgen 2004: 39) – erst dann kann es 
zu einem hegemonialen Projekt werden. Um die-
sen Status zu erreichen, muss es einem Hegemo-
nieprojekt gelingen, eine Reihe von konkreten und 
begrenzten politischen Projekten derart in Stellung 
zu bringen, dass diese zum politisch-strategischen 
‚Terrain’ werden, auf dem sich erst ein hegemonia-
les Projekt verdichten kann.
Wir arbeiten mit einem erweiterten Kräfteverhält-
nisbegriff. Kapitalistische Gesellschaften sind nicht 
lediglich durch Warenproduktion, Mehrwertan-
eignung und Klassenkämpfe gekennzeichnet. Die 
gesellschaftliche Arbeitsteilung ist eine zwischen 
Klassen, dem globalen Süden und Norden, sowie 
zwischen vergeschlechtlichten und rassialisierten 
Subjekten (Pieper/Panagiotidis/Tsianos 2011: 196). 
In Hegemonieprojekten verdichten sich multidi-
mensionale Strategien entlang vielfältiger Herr-
schaftsverhältnisse.
Entscheidend ist, dass Hegemonieprojekte und 
die von ihnen verfolgten konkreteren politischen 
Projekte nie statisch zu konzeptionalisieren sind. 
Sie sind immer Aggregationen von historischen 
Taktiken und Strategien, mit denen bestimmte ge-
sellschaftliche Kräfte und politische Akteur_innen 
auf spezifische historische Situationen rekursiv 
(also erfahrungsinduziert) reagieren. Die Konstel-
lationen von Hegemonieprojekten, die miteinan-
der im Konflikt liegen, transformieren sich also im 
historischen Prozess. Sie verändern sich dadurch, 
dass Auseinandersetzungen in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Bereichen und Politikfeldern 

9	 Nach Jessop (1990: 197 ff.) zielen Akkumulati-

onsstrategien darauf, die in Konkurrenz miteinander lie-

genden (Kapital-)Interessen, zumindest temporär, unter 

der Führung einer spezifischen Fraktion in einem spezi-

fischen Wachstumsmodell zu einen (ebd.: 197 ff.).

voranschreiten und sich materiell in Politiken und 
Institutionen verdichten, sowie in dem Maße, in 
dem gesellschaftliche Widersprüche partiell und 
temporär prozessiert und auf höherer Ebene fort-
geführt werden. Zudem sind die Konstellationen 
konfligierender Hegemonieprojekte räumlich un-
terschiedlich, von Politikfeld zu Politikfeld und von 
Land zu Land. 
Wir verstehen den Begriff der Hegemonieprojek-
te als Schlüsselbegriff eines historisch-materialis-
tischen Forschungsprogramms, das darauf zielt, 
die Einsichten neuerer Debatten materialistischer 
Staatstheorie für empirische Analysen konkreter 
Konflikte nutzbar zu machen. Solche Untersuchun-
gen wären zu bezeichnen als historisch-materia-
listische Politikanalysen (vgl. Brand 2011; Buckel/
Georgi/Kannankulam/Wissel 2012: 23). 

2.3 Hegemonieprojekte und Europäisierung 

Um den Begriff der Hegemonieprojekte zu illust-
rieren, stellen wir in knapper Form jene fünf He-
gemonieprojekte vor, die wir im Rahmen unserer 
empirischen Forschung über den europäischen 
Integrationsprozess identifiziert haben (vgl. ebd.: 
24ff.).10

10	 Ein wichtiger Referenzpunkt waren für uns 

dabei die Arbeiten von Bastian van Apeldoorn über 

die Konflikte hinter der europäischen Wirtschafts- und 

Währungsunion (u.a. van Apeldoorn 2000, 2002). De-

duktiv ausgehend von Interessenkonstellationen und 

Konflikten zwischen bestimmten Kapitalfraktionen (v.a. 

innerhalb des European Roundtable of Industrialists, 

ERT), unterscheidet Apeldoorn drei „Integrationsprojek-

te“, die in den 1980er und 1990er Jahren darum rangen, 

mit welcher Form von europäischer Integration, auf das 

Ende des Fordismus reagiert werden sollte: Das neoli-

berale Projekt zielte darauf, durch EU-vermittelte Welt-

marktöffnung, Deregulierung und Privatisierung die 

‚nutzenbringenden’ Marktkräfte von den Fesseln der 

Regierungsintervention […] zu befreien“ (van Apeldoorn 

2000: 200). Das neo-merkantilistische Projekt zielte auf 

einen großen europäischen Binnenmarkt, die Etablie-

rung von Schlüsselkonzernen als „Euro-Champions“ 

und größere „economies of scale“, um der Triadenkon-

kurrenz zu begegnen (ebd.: 200 f.). Das sozialdemokrati-

sche Projekt wollte einen „supranationalen Rahmen der 

sozialen Regulation“ durchsetzen, um das „europäische 

Sozialmodell“ zu verteidigen (ebd.: 201).
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Neoliberales Hegemonieprojekt: 
Die grundlegende Strategie des neoliberalen He-
gemonieprojekts ist der wettbewerbsstaatliche 
Umbau nahezu aller gesellschaftlichen Bereiche 
und aller staatlichen Aufgaben, zentral vermittelt 
über die Europäische Union. Politische Leitlinien 
sind die Flexibilisierung von Produktions- und Ar-
beitsverhältnissen, die Finanzialisierung der Öko-
nomie sowie der Abbau staatlicher Regulierungen. 
Im Kern geht es um die Internationalisierung von 
Kapital, Handel, Produktions- und Versorgungsket-
ten und die Mobilität des Produktionsfaktors Arbeit 
im Kontext einer neokolonialen internationalen Ar-
beitsteilung. Die soziale Basis dieses Projekts sind 
die Schlüsselsektoren des globalisierten, postfor-
distischen Akkumulationsregimes: die „exklusiven 
Männerclubs“ (Young/Schuberth 2010: III) der Fi-
nanzwirtschaft, der großen Transnationalen Kon-
zerne und deren Netzwerke (vgl. van Apeldoorn 
2002). Hinzu kommen privilegierte und hochqua-
lifizierte Arbeiter_innen des globalen Nordens, 
Selbständige sowie Teile der Staatsbürokratie und 
Vermögensbesitzer_innen (Gill 1998: 12 f.). 

Proeuropäisch-soziales und 
national-soziales Hegemonieprojekt: 
Die soziale Basis des proeuropäisch-sozialen und 
des national-sozialen Hegemonieprojekts ist im 
Kern die Gleiche. Doch hinsichtlich ihrer Scale-
Strategie nehmen die beiden Projekte entgegenge-
setzte Positionen ein. Die Grundannahme des pro-
europäisch-sozialen Projekts ist, dass der Krise des 
Wohlfahrtsstaates im Kontext neoliberaler Globa-
lisierungsprozesse nur durch eine Europäisierung 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik und einer euro-
päischen Tarifpolitik begegnet werden kann. Die 
proeuropäische Strategie wird als Ausweg aus der 
Schwächeposition innerhalb des Nationalstaates 
gesehen und ein ‚soziales Europa’ wird als Gegen-
bild zum neoliberalen Integrationsprozess in Stel-
lung gebracht. Das Projekt wird getragen von Teilen 
der europäischen Gewerkschaften, sozialdemokra-
tischen Parteien, den Arbeitnehmer_innenflügeln 
bürgerlicher Parteien und deren ‚organischen Intel-
lektuellen‘. Die Basis bilden neben öffentlichen An-
gestellten auch mittelständische Unternehmen mit 
ihren Kernbelegschaften aus Facharbeiter_innen. 
Nach unserer Interpretation konkurriert die proeu-
ropäisch-soziale Strategie um diese Basis mit einer 

anderen Hegemoniestrategie, die wir als das na-
tional-soziale Hegemonieprojekt bezeichnen. Die 
Protagonist_innen des national-sozialen Projekts 
sehen in der Verteidigung bestehender nationaler 
Systeme die notgedrungene, realistische Strategie, 
um sozialpolitische Errungenschaften gegen den 
neoliberalen Globalisierungsdrucks zu schützen. 
Sie gehen davon aus, dass eine Strategie der sozia-
len Europäisierung kaum Erfolgsaussichten hat. Je 
nach Kontext verfolgen die Akteure dieser beiden 
Projekte teils wechselnd europäische oder natio-
nale Strategien. Trotz ihrer überwiegend proeuro-
päischen Ausrichtung, sind Gewerkschaften, Sozi-
alverbände und Bewegungen häufig gezwungen, 
pragmatisch auf nationaler Ebene zu agieren; die 
europäische Perspektiven ist in den Alltagskämp-
fen über Tarifabschlüsse, Gesetze und öffentliche 
Debatten nur schwach ausgeprägt. 

National-konservatives Hegemonieprojekt: 
Die Akteur_innen des national-konservativen Pro-
jekts stehen einem politisch stark vertieften euro-
päischen Integrationsprozess skeptisch bis ableh-
nend gegenüber und befürworten ein ‚Europa der 
souveränen Nationen’. Ihr Bezugspunkt ist die Nati-
on, die als Selbstzweck und Eigenwert verstanden 
wird. Sie assoziieren Nation mit Ethnizität, gemein-
samer Sprache, Geschichte, Kultur und bestimm-
ten, traditionell-konservativen Werten. Der euro-
päische Integrationsprozess wird als Bedrohung 
oder Ausverkauf nationaler Interessen betrachtet. 
Vertreten und unterstützt wird diese Position von 
Teilen der konservativen Parteien und ihrer traditi-
onalistischen Wählerbasis sowie vielfach von klei-
nen und mittelständischen Unternehmen. Hinzu 
kommen Teile der ‚Weißen’ und autochthonen Ar-
beiter_innenklasse und der unteren Mittelschicht, 
die von Deklassierung bedroht oder in die ‚Unter-
schichten’ abgerutscht sind. 

Linksliberal-alternatives Hegemonieprojekt: 
Das linksliberal-alternative Hegemonieprojekt ist 
der Träger eines politischen Liberalismus, der so-
ziale Toleranz mit Menschen- und Bürger_innen-
rechten, mit Minderheitenrechten und sozialem 
Ausgleich verbinden will. Hier verdichten sich die 
Strategien von zivilgesellschaftlichen Kräften, die 
nicht primär an ökonomischen Fragen im engeren 
Sinne ansetzen, sondern an Fragen von Demo-
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kratie, Geschlechterverhältnissen, Ökologie oder 
Antirassismus. Die soziale Basis sind die ‚grünen’ 
Schichten: postmaterielle, postnationale urbane 
Hochgebildete, sowohl gebildete Prekarisierte 
als auch etablierte bildungs- und linksbürgerliche 
Schichten. Seine Akteur_innen vertreten eine pro-
europäische Strategie, welche die EU als Konstel-
lation postnationaler Bürger_innenschaft ansieht 
und versucht über europäische Richtlinien pro-
gressive Veränderungen durchzusetzen. 

3 GESELLSCHAFTLICHE 
KONFLIKTLINIEN IN DER
EUROKRISE 

Ausgehend von diesen fünf Hegemonieprojekten 
die über Europäisierung streiten, lassen sich in der 
Eurokrise v.a. Spaltungslinien innerhalb des neo-
liberalen Hegemonieprojekts11 ausmachen, deren 
jeweiligen Fraktionen gegensätzliche Bündniskon-
stellationen eingehen: Innerhalb des neoliberalen 
Hegemonieprojekts lässt sich erstens eine ortho-
dox-neoliberale Fraktion im Bündnis mit national-
konservativen Projekt identifizieren; zweitens eine 
autoritär-neoliberale Fraktion mit proeuropäischer 
Ausrichtung; drittens eine neoliberale Reregulie-
rungs-Fraktion, die bereit ist, von ihr selbst mit ins 
Leben gerufene Liberalisierungs- und Deregulie-
rungspolitiken teilweise rückgängig zu machen. 
Die folgende Darstellung reduziert die Komplexität 
zahlloser Einzelpositionen, um eine zumindest gro-
be Unterscheidung gegensätzlicher Strategien zu 
ermöglichen.12

11	 Huw Macartney (2009) argumentiert, dass die 

Vorstellung einer einheitlichen transnationalen kapitalis-

tischen Klasse fehl geht und man stattdessen national 

unterschiedlich geprägte Klassenfraktionen unterschei-

den müsse, die sich nur kontingent und temporär zu 

einer transnationalen kapitalistischen Strategie zusam-

mensetzen.

12	 Die hier skizzierte Konfliktkonstellation ent-

spricht in Teilen der Analyse des Instituts für Gesell-

schaftsanalyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung (IfG 2011: 

12ff.), auch wenn wir unterschiedliche Bezeichnungen 

verwenden. Das IfG unterscheidet vier „gesellschaft-

liche Konzepte“: das Konzept des verschärften autori-

tären Neoliberalismus [autoritär-neoliberale Fraktion], 

der Neuen Rechten [national-orthodoxes Bündnis aus 

3.1 Orthodox-neoliberale Fraktion im Bündnis 
mit dem national-konservativen Projekt 

Auf dem rechten Rand des politischen Spektrums 
lässt sich eine Koalition aus gesellschaftlichen 
Kräften ausmachen, in der Strategien des natio-
nal-konservativen Hegemonieprojektes mit den 
politischen Vorstellungen einer orthodox-moneta-
ristischen, ordoliberalen Wirtschaftstheorie eine 
Verbindung eingehen. Vor allem in den ‚Kern- oder 
Nordstaaten‘ Deutschland, Finnland, Österreich 
und den Niederlanden spielen solche national-neo-
liberalen Strategien eine zentrale Rolle. Sie stützen 
sich auf die sozialen Basis des national-konserva-
tiver Hegemonieprojekte (konservative Milieus, 
Kleinunternehmschaft, Teile des Mittelstands) und 
auf die gerade in Deutschland extensive Veranke-
rung monetaristischer, strikt geldwertstabilitätsori-
entierter Diskurse in Bevölkerung, Wissenschaft 
und Medien. 
Diese Bündnisse lehnen proeuropäische Krisenlö-
sungen ab. Sie wenden sich gegen jede Form von 
Transferunion und Schulden-Vergemeinschaftung, 
sei es durch Eurobonds, einen gemeinsamen 
Schuldentilgungsfond oder weitere Rettungspa-
kete. Ebenso abgelehnt werden Fiskalunion, oder 
gar ein europäisches Finanzministerium, da es die 
Mitgliedstaaten in ihren Souveränitätsrechten be-
schränke.13 Eurobonds kämen einer „Enteignung 
der deutschen Bevölkerung” gleich, führten zu ei-
nem „Zinssozialismus”,14 und nähmen den Druck 
der Konsolidierung von den nationalen Haushalten, 
so dass die „Schuldenparty“ in Europa weiterge-
hen könne.15 Die Krisenstaaten lebten auf Kosten 
des „fleißigen“ Deutschland, und erneut sollten 
europäische Probleme mit deutschem Geld gelöst 

orthodoxen Ordoliberalen und national-konservativem 

Projekt], des Grünen Kapitalismus [neoliberale Reregu-

lierungs-Fraktion] und des Green New Deal [linkseu-

ropäisches Bündnis aus proeuropäisch-sozialem und 

linksliberal-alternativem Projekt].

13	 So der CSU-Chef und bayerische Ministerpräsi-

dent Horst Seehofer, taz. v. 20.09.2011, S. 2.

14	 So der FDP-Vorsitzende Rainer Brüderle wäh-

rend seiner Rede im Bundestag, taz v. 30.09.2011, S. 2.

15	 Klaus-Peter Flosbach, Union-Finanzexperte, 

taz v. 23.08.2011, S. 7.
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werden.16 Es werde Zeit, „den Geldhahn zu schlie-
ßen und Krisenländer zu schmerzhaften Reformen 
zu zwingen”.17

Die Politik der Bankenrettungen mit Steuergeldern 
und der expansiven Geldpolitik der EZB versto-
ßen gegen Kerngedanken ordoliberaler Theorie, 
die Selbstregulierung der Marktwirtschaft inner-
halb eines Ordnungsrahmens: Wenn Banken sich 
verspekulierten oder Regierungen ihre Haushalte 
nicht ausgeglichen führten, müssten sie die Kosten 
selber tragen, bis hin zum eigenen Untergang und 
ungeachtet sozialer Folgen. 
Profiliertester Vertreter dieser Fraktion ist der Di-
rektor des Münchner Ifo-Instituts, Hans Werner 
Sinn. Im Juni 2012 veröffentlichte Sinn gemeinsam 
mit dem Wirtschaftsstatistiker Walter Krämer ei-
nen ‚Offenen Brief der Ökonomen‘, den über 270 
Ökonom_innen unterzeichneten und der diese Po-
sition pointiert zusammenfasst: 

Die Steuerzahler, Rentner und Sparer der bislang 

noch soliden Länder Europas dürfen für die Ab-

sicherung dieser Schulden nicht in Haftung ge-

nommen werden, […] Banken müssen scheitern 

dürfen. […] Die Sozialisierung der Schulden löst 

nicht dauerhaft die aktuellen Probleme; sie führt 

dazu, dass unter dem Deckmantel der Solidari-

tät einzelne Gläubigergruppen bezuschusst und 

volkswirtschaftlich zentrale Investitionsentschei-

dungen verzerrt werden. (Offener Brief der Öko-

nomen 2012)

Während national-konservative Akteure etwa aus 
der CSU und den Freien Wählern diese Positionen 
primär vertreten, um ‚Belastungen für Deutsch-
land‘ zu vermeiden ohne eine Lösung für die eska-
lierende Schuldenkrise zu haben, gehen die ordo-
liberalen Kräfte davon aus, dass die Marktkräfte 
sich ausagieren müssen, auch wenn dies zum Ban-
krott von Banken und Staaten und einer schweren 
Rezession führt. Die sozialen Folgen halten sie für 
nicht relevant und die Eskalation der Krise würde 
die Möglichkeit oder Notwendigkeit schaffen, ei-

16	 Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 18.08.2011, 

S. 1, Politik.

17	 Hans-Werner Sinn, Süddeutsche Zeitung v. 

27.10.2011, Wirtschaft.

nen Nordeuro einzuführen oder in Deutschland zur 
D-Mark zurückzukehren.

3.2 Proeuropäische autoritär-neoliberale 
Fraktion

Im Gegensatz zum Bündnis aus orthodoxen Ordo-
liberalen und national-konservativem Kräften, un-
terstützen Akteure der proeuropäischen autoritär-
neoliberalen Fraktion die Rettung des Euro um fast 
jeden Preis. Ihre zentrale Strategie ist eine vertiefte 
europäische Integration auf neoliberaler Grundla-
ge. Die Unterstützungsbasen dieser Strategie sind 
die Exportindustrien Deutschlands und andere 
Kernländer sowie die Transnationalen Konzerne, 
die im European Round Table of Industrialists und 
Businesseurope organisiert sind. 
Diese euro-neoliberale Strategie gründet sich auf 
eine Rationalität, welche die EU-Integration seit 
Jahrzehnten vorantreibt: Europäischer Binnen-
markt als Absatzmarkt und Block in der Weltkon-
kurrenz; gemeinsame Währung zur Ausschaltung 
von Währungsschwankungen und Handelsförde-
rung; EU-vermittelte Strukturreformen. Auch in der 
gegenwärtigen Krise stehen diese Kapitalfraktio-
nen und ihre politischen Unterstützer_innen hinter 
dem ‚europäischen Projekt‘. Um den Euro und die 
in Banken und Staatsanleihen und anderen Wert-
papieren angelegten Vermögen zu retten, sind sie 
zu größerer geld-, haushalts- und währungspoliti-
scher Flexibilität bereit als die ordoliberalen Frakti-
on. Vor allem unterstützen sie eine vertiefte euro-
päische Integration auf neoliberaler Grundlage. 
Durch eine Radikalisierung neoliberaler Reformen 
auf dem Arbeitsmarkt, im Sozialstaat und eine 
allgemeine Deregulierung vor allem in Südeuro-
pa sollen neue Wachstumspotenziale freigesetzt 
werden. Strenge Hauhaltskonsolidierung soll den 
Schuldendienst der Staaten über Jahrzehnte absi-
chern. Steuergelder sollen die in der Krise entstan-
denen privaten Verluste sozialisieren. Als autoritär 
ist diese Fraktion zu bezeichnen, weil sie über Ins-
trumente wie den Euro-Plus-Pakt, die EU-Richtlini-
en zur ‚Economic Governance‘ und den Fiskalpakt, 
die neoliberale Integrationsweise vor demokrati-
schen Entscheidungen ‚schützen‘ und somit auto-
ritär absichern will. 
Diese Strategien versuchen, das alte neoliberale 
Projekt, den „disziplinierender Neoliberalismus“ 
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(Gill 1998) zu retten, indem eine vertiefte Integra-
tion (Eurobonds, Bankenunion, Fiskalunion, politi-
sche Union) mit harten neoliberalen Bedingungen 
verknüpft wird: Schuldenbremsen, flexibilisierte 
Arbeitsmärkte, Deregulierung, Privatisierung usw. 
Wer diese Auflagen breche, müsse entweder mit 
dem Ausschluss aus der Eurozone rechnen18 oder 
mit automatischen Sanktionen. Ein strategisches 
Problem der autoritär-neoliberalen Fraktion ist, 
dass derart weitreichende Integrationsfortschritte 
nur mit Änderungen an den EU-Verträgen zu rea-
lisieren sind – und solche Vertragsänderungen auf 
autoritär-neoliberaler Grundlage sind in der gegen-
wärtigen Situation kaum durchsetzbar.

3.3 Neoliberale Reregulierungs-Fraktion 

Eine dritte Fraktion die auf neoliberaler Grundlage 
agiert, kann als proeuropäische Reregulierungs-
Fraktion beschrieben werden. Damit bezeichnen 
wir diejenigen gesellschaftlichen Kräfte, die u.a. 
durch jene Flügel innerhalb sozialdemokratischer 
und grüner Parteien repräsentiert werden, die wei-
terhin auf einer markt-orientierten, letztlich neolibe-
ralen Grundlage operieren wollen, aber auf dieser 
Grundlage zu einer weitergehenden Reregulation 
bereit sind als andere Fraktionen des neoliberalen 
Hegemonieprojekts. Diesen Kräften geht es um 
eine moderate Richtungsveränderung, nicht um 
einen politischen Richtungswechsel (vgl. IfG 2011: 
14): Stärkere Regulation der Finanzmärkte, die Ein-
schränkung riskanter Spekulationen, die „Austrock-
nung der grauen Finanzmärkte“, sowie die Tren-
nung von Kredit- und Investmentbankgeschäften;19 
begrenzte Schuldenschnitte und eine neue Steuer-
politik, inklusive Finanztransaktionssteuer und Ver-
mögenssteuern; unterschiedliche Einstiege in eine 
europäische Transferunion, sei es durch Schulden-
tilgungsfonds, Eurobonds oder eine tatsächliche 
Fiskalunion; moderate keynesianische Konjunk-
turpolitik. Ein wichtiges Element ist die Forderung 
nach einer grünkapitalistischen Modernisierung 
der europäischen Ökonomie, die Felder für neue 
Akkumulation schaffen soll. Pointiert forderte etwa 

18	 So der Präsident des Außenhandelsverbands 

BGA, Anton Börner, Frankfurter Allgemeine Zeitung 

vom 24.08.2011, S. 10, Wirtschaft.

19	 Süddeutsche Zeitung v. 27.10.2011, Wirtschaft.

der liberaldemokratische britische Wirtschaftsmi-
nister Vincent Cable einen ökologischen Umbau 
des Kapitalismus als Krisenlösung und argumen-
tiert: 

What we have is a crisis of finance capitalism 

rather than a crisis of social democracy. The eco-

nomic model previously pursued was seriously 

flawed. [...] The only sensible macro-economic po-

licy stance is a tight fiscal policy combined with a 

loose monetary one.20

Um die Gemeinschaftswährung zu erhalten, verfol-
gen diese Akteure die Strategie, neue europäische 
Institutionen zu etablieren, wie eine Wirtschaftsre-
gierung, ein europäisches Finanzministerium oder 
einen ausgebauten europäischen Rettungsschirm 
bzw. einen europäischen Währungsfond. Euro-
bonds sind eine zentrale Forderung, eine expansi-
ve Geldpolitik durch die EZB ist umstritten, wird 
aber ebenfalls breit vertreten.
Solche Forderungen verbinden die Akteure dieses 
Projekts mit einem klaren Bekenntnis zu neolibera-
len ‚Strukturreformen‘ in der Arbeitsmarkt, Sozial- 
und Wettbewerbspolitik, mit Privatisierungen und 
harter Haushaltskonsolidierung. Eine Gretchenfra-
ge der Zugehörigkeit zu dieser Fraktion, scheint 
uns die Unterstützung des EU-Fiskalpaktes zu 
sein, der eine neoliberale Geld- und Haushaltspo-
litik völkerrechtlich und mit Verfassungsrang fest-
schreiben soll, um demokratische Entscheidungen 
gegen die neoliberale Orthodoxie zu verhindern. 
Die Unterstützung des Fiskalpakts durch SPD und 
Grüne in Deutschland, die Regierung Hollande in 
Frankreich und weitere europäische ‚Mitte-Links-
Parteien‘ rechtfertigt es, sie der Fraktion der neoli-
beralen Reregulierung zuzuordnen. 

3.4 National-soziales Hegemonieprojekt 

Die (deutschen) Akteure des national-sozialen He-
gemonieprojekts gehen davon aus, dass eine Ab-
sicherung der starken Position Deutschlands, und 
damit der Grundlage von vergleichsweise hohen 
(wenn auch stagnierenden) Löhnen und Sozial-
staat, nicht kompatibel ist mit einer weiteren, sub-
stantiell vertieften europäischen Integration – und 
womöglich auch nicht kompatibel mit einem Erhalt 

20	 Financial Times v. 11.6.2011, S. 13.
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des Euro in seiner derzeitigen Form. So wurde aus 
dem erweiterten Umfeld des Max-Planck-Instituts 
in Köln argumentiert, dass es „illusorisch“ sei zu 
glauben, dass „eine gestärkte Europäische Uni-
on, egal in welcher personellen oder politischen 
Konstellation, eine Politik zur sozialen Wiederein-
hegung des Kapitalismus verfolgen würde“.21 Ent-
sprechend wurde von Martin Höppner und Armin 
Schäfer gemeinsam mit Hubert Zimmermann die 
These aufgeworfen, dass im Sinne einer „souve-
ränitätsschonenden Integrationsstrategie“, die 
Option in Erwägung gezogen werden sollte, die 
Vertiefungslogik zu durchbrechen mit dem Ziel 
einer „behutsamen Rückverlagerung von Kom-
petenzen (...) im Schutz der mitgliedsstaatlichen 
Autonomie“.22 Mit dieser Strategie ist das national-
soziale Hegemonieprojekt in der Eurokrise gegen-
wärtig isoliert. Die darin implizite Strategie eines 
Nordeuro oder einer Rückkehr zur D-Mark erhält 
gesellschaftlich und seitens zentraler politischer 
Akteure bislang nur wenig Unterstützung. 

3.5 Proeuropäisch-soziales und  
linksliberal-alternatives Hegemonieprojekt 
(linkseuropäisches Bündnis) 

Von den unterschiedlichen Fraktionen des neoli-
beralen Hegemonieprojekts und der Position des 
national-sozialen Hegemonieprojekts zu unter-
scheiden, sind die Strategien von Akteur_innen 
des proeuropäisch-sozialen und des linksliberal-
alternativen Hegemonieprojekts, die in einem teils 
impliziten, teils expliziten Bündnis ein linkseuropä-
isches oder gar euro-sozialistisches Projekt voran-
treiben. Träger dieses Bündnisses sind wichtige 
Strömungen in linken Partei wie der Linkspartei 
in Deutschland, Syriza in Griechenland, Izquierda 
Unida in Spanien oder der Rifondazione Comunis-
ta in Italien, Organisationen wie Attac, zahlreiche 
NGOs und relevante Teile der außerparlamenta-
rischen Bewegungen. Die Krisenproteste in den 
verschiedenen Ländern sind wichtige Orte, wo die 
verschiedenen Fraktionen dieses Bündnisses zu-
sammenkommen. 

21	 Cicero Online v. 28.5.2012, http://www.cicero.

de/weltbuehne/die-eu-funktioniert-auch-ohne-den-eu-

ro/49459

22	 FAZ v. 27.4.2012, S. 12.

Beispielhaft für die strategische Kombination ver-
schiedener Forderungen, ist die Politik der vier 
‚U‘, wie sie das Institut für Gesellschaftsanalyse 
(IfG) der Rosa-Luxemburg-Stiftung entwirft. Diese 
Politik verbindet politökonomische Anliegen des 
proeuropäisch-sozialen mit den gesellschaftspo-
litischen Forderungen des linksliberal-alternativen 
Projektes: Die Politik der vier ‚U‘ bestehe aus „so-
zialer Umverteilung, sozialökologischer Umgestal-
tung, umfassender Demokratisierung und um-
sichtiger Friedenspolitik“ (IfG 2011: 22). Eine klare 
Ablehnung des Fiskalpakts kann als ein Kriterium 
der Zuordnung zu diesem Projekt gelten. So for-
mulierte der im März 2012 veröffentliche Aufruf 
‚Demokratie statt Fiskalpakt‘ zentrale Forderungen 
einer linkseuropäischen Krisenlösung: 

Fiskalpakt nicht ratifizieren, das EU-Gesetzespa-

ket zur ‚Economic Governance‘ zurücknehmen; 

Staatsschulden streichen, Kapitalverkehrskontrol-

len einführen und Banken in öffentliche Dienst-

leister umwandeln; gesellschaftlichen Reichtum 

durch ein neues Steuersystem von oben nach 

unten umverteilen; mit einem sozial-ökologischen 

Investitionsprogramm soziale Infrastruktur aus-

bauen und ökologischen Umbau vorantreiben; 

Arbeitszeit verkürzen; Politik und Wirtschaft auf 

allen Ebenen radikal demokratisieren; die rassisti-

sche Politik der Grenzabschottung beenden, Blei-

berecht und Papiere für alle.23

Ein zentrales Argument der hier vernehmbaren Ak-
teure in Bezug auf die Eurokrise ist, dass die De-
batte über Staatsschulden „die eigentlichen Pro-
bleme” verdecke. Diese bestünden in ungleicher 
ökonomischer Entwicklung Europas. Seit einem 
Jahrzehnt seien die deutschen Löhne und Lohn-
stückkosten nicht gestiegen, was zur Schwächung 
der deutschen Arbeitnehmer_innen und zu ruinö-
ser Lohnkonkurrenz in Europas führe. Um dem 
entgegen zu wirken, müsse vor allem der Niedrig-
lohnsektor ,ausgetrocknet’ und das Tarifsystem 
gestärkt werden. Erst an zweiter Stelle steht die 
Forderung nach einer europäischen Wirtschafts-
regierung und Eurobonds, um eine Strategie der 

23	 taz, 14.03.2012, http://www.taz.de/!89620/ 

und http://www.demokratie-statt-fiskalpakt.org
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Umverteilung zu stützen.24 In Deutschland fordert 
die Linkspartei die Verstaatlichung von Banken, 
öffentliche Anleihen der EZB, damit diese ohne 
private Vermittler das Geld direkt und wesentlich 
günstiger an die „notleidenden Mitgliedsstaaten“ 
weiterleiten könne.25 Ein weiterer Kernbestand-
teil dieser Strategien ist die Forderung nach ei-
ner Umverteilung des Vermögens. Es wird auf 
den New Deal unter Roosevelt hingewiesen, der 
die Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf 79 Pro-
zent durchsetzte, um die USA aus der Rezession 
zu führen. Insofern brauche es einen neuen New 
Deal und eine Finanztransaktionssteuer.26 Zugleich 
wenden sich diese Akteur_innen gegen die neoli-
berale Sparlogik, welche die Lage in den südlichen 
Ländern verschlimmere, sowie gegen die massive 
Entdemokratisierung Europas durch die autoritär-
neoliberalen Strategien.27 
Das linkseuropäische Bündnis verfügt damit über 
ein eigenes, durch einen klaren Bruch von allen an-
deren Projekten abgegrenztes, hegemoniefähiges 
politisches Projekt, das jedoch aufgrund der öko-
nomischen und institutionellen Schwächung sei-
ner Akteur_innen nicht in gleicher Weise schlag-
kräftig ist wie die neoliberalen Akteure.

3.6 Exkurs: Gibt es ein linksradikales 
Hegemonieprojekt?

Schließlich stellt sich die Frage, wie Akteure und 
Strategien zu verorten sind, die über die radikal-
reformistische Strategie des linkseuropäischen 
Bündnisses hinausgehen, und die in der Krise eine 
explizit antikapitalistische Politik verfolgen. Präzi-
ser: Ist es gerechtfertigt und ergibt es (politisch) 
Sinn, ein eigenständiges linksradikales Hegemo-
nieprojekt analytisch zu unterscheiden? Innerhalb 
unseres Forschungsprojektes gab es unterschied-
liche Positionen.
Zunächst müsste man ein linksradikales Projekt 

24	 taz v. 10.10.2011, S. 12.

25	 Klaus Ernst, taz. v. 19.10.2011.

26	 So die taz-Wirtschaftsredakteurin Ulrike Herr-

mann, taz v. 22.10.2011, S. 14.

27	 Detlef Wetzel, Vizechef der IG- Metall, taz. v. 

07.10.2011, S. 7.

inhaltlich beschreiben: Es umfasst Positionen, die 
nicht nur gegen die neoliberale regulierte Markt-
wirtschaft gerichtet sind, sondern die kapitalisti-
sche Produktionsweise fundamental ablehnen und 
ihre Überwindung anstreben. ‚Die Krise heißt Ka-
pitalismus‘, lautete ein Slogan der Krisenproteste 
seit 2008. Damit verbunden sind andere Essentials 
radikal linker Politik zu Geschlechterverhältnissen, 
Basisdemokratie, Staatskritik, Antirassismus und 
Radikalökologie. Häufig gehört eine bewusste 
Verweigerung gegenüber realpolitischen Politik-
formen dazu, eine Skepsis gegenüber parlamen-
tarischen Strategien. Akteur_innen eines solchen 
Projektes wären die radikalen Kräfte der außerpar-
lamentarischen Linken, aber auch Gewerkschafts-
linke, Wissenschaftler_innen und Einzelpersonen 
in moderateren linken Organisationen (Parteien, 
NGOs). Beispiele sind die radikalen Strömungen 
innerhalb der sozialen Bewegungen in den Krisen-
staaten, etwa Teile der Indignados in Spanien (Cue-
vas 2012) oder der Bewegung des Synthagma-
Platzes in Athen mit ihrer Forderung nach realer 
Demokratie und dem Verschwinden aller Politiker_
innen. Relevante Teile der Bewegungen setzen auf 
das ganz Andere. Profilierte organische Intellektu-
elle dieses Projekts sind der Philosoph Slavoj Žižek 
und der der Humangeograph David Harvey.28 Die-
se Akteure besitzen eine außerparlamentarische 
Mobilisierungsfähigkeit, über die andere Projekte 
nicht verfügen. 
Zwei Argumente sprechen jedoch gegen die analy-
tische Unterscheidung eines linksradikalen Hege-
monieprojektes: Erstens sind die gesellschaftlichen 
Kräfte, welche linksradikale, antikapitalistische und 
herrschaftskritische Positionen vertreten, in den 
europäischen Staaten derart stark marginalisiert, 
dass es unangemessen und irreführend wäre, aus 
diesen versprengten politischen Außenseiter_in-
nen ein eigenständiges ‚Hegemonieprojekt‘ zu 
konstruieren. Es sei angemessener sie als linken, 
radikalen Flügel des linkseuropäischen Bündnis-
ses zu begreifen. Zweitens wäre ein ‚linksradikales 
Hegemonieprojekt‘ ein Widerspruch in sich: Wenn 
politische Akteure im Modus der Hegemonie ope-
rieren (auch gegenhegemonial), dann wollen sie 
eine andere Herrschaftsordnung durchsetzen. 
doch linksradikale oder kommunistische Politik, so 

28	 Taz v. 8. 10.2011, S. 6; v. 01.10.2011, S. 24.
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das Argument, sei per definitionem radikal herr-
schaftskritisch, nicht gegen- sondern antihegemo-
nial.
Demgegenüber stehen drei Argumente, für die 
analytische Unterscheidung eines linksradikalen 
Projektes: Erstens sei es zu undifferenziert derart 
radikal agierende Kräfte wie M31, die Interventi-
onistische Linke, die Indignados und griechische 
Anarchist_innen als linken Rand des letztlich re-
formistischen linkseuropäischen Bündnisses zu 
fassen. Zweitens seien diese gesellschaftlichen 
Kräfte nicht irrelevant. In vielen europäischen Staa-
ten sind es die linksradikalen außerparlamentari-
schen Kräfte, welche die Massenmobilisierungen 
gegen die neoliberale Krisenbearbeitung tragen, 
und in Spanien, Griechenland und Italien die Re-
gierungen unter Druck setzen. Drittens ergibt es 
aus (forschungs-)politischer Sicht Sinn, ein solches 
Projekt genauer zu betrachten: Wenn man linksra-
dikale Kräfte nicht eigenständig unterscheidet und 
in den Mittelpunkt von Analysen stellt, reprodu-
ziert man ihre gesellschaftliche Isolation – und dies 
läuft den politischen Zielen kritischer Wissenschaft 
entgegen. 
Wir können und wollen die Frage hier nicht auflö-
sen, ob man ein linksradikales Hegemonieprojekt 
unterscheiden sollte. Eine weitere Diskussion die-
ser Frage, aus analytischer und politischer Sicht, 
halten wir für wichtig. 

4 THESEN ZUR DYNAMIK 			
DER KONFLIKT-KONSTELLATION

Im Anschluss an die Skizze der Konfliktkonstella-
tion formulieren wir nun eine Reihe von Thesen, 
welche die Analyse vertiefen. 

These 1: Irritierende Sturheit 
der Regierung Merkel

Für viele Beobachter_innen des Krisengeschehens 
erscheint es schwer erklärbar, warum die Regie-
rung Merkel und ihre Verbündeten in anderen 
Kernländern ihre Strategie der Austerität aus Spar-
maßnahmen plus Strukturreformen derart kom-
promisslos verfolgen. Zu offensichtlich scheint 
diese Strategie nicht zu funktionieren. Sie treibt 
die Krisenstaaten der europäischen Peripherie im-
mer tiefer in die Rezession, erhöht so die Quote 

der Staatsverschuldung und damit die Refinanzie-
rungskosten am Finanzmarkt. Der Regierung Mer-
kel wird vorgeworfen, mit ihrer kompromisslosen 
Austerität die Zukunft der Eurozone zu gefährden, 
gar das gesamte europäische Projekt. Beispielhaft 
ist ein Kommentar des Historikers Niall Ferguson 
und des Ökonomen Nouriel Roubini in der Financi-
al Times. Unter der Überschrift: „Berlin is ignoring 
the lessons of the 1930s“ schrieben sie im Juni 
2012: 

We find it extraordinary that it should be Germany, 

of all countries, that is failing to learn from history. 

Fixated on the non-threat of inflation, today’s Ger-

mans appear to attach more importance to 1923 

(the year of hyperinflation) than to 1933 (the year 

democracy died). […] The EU was created to avo-

id repeating the disasters of the 1930s. It is time 

Europe’s leaders – and especially Germany’s – un-

derstood how perilously close they are to doing 

just that.29

Die deutsche Regierung steht durch andere EU- 
und G20-Regierungen und in der europäischen Öf-
fentlichkeit unter massivem Druck. Doch sie bleibt 
bei ihrem gefährlichen Kurs. Warum? Gestützt auf 
die Analyse der Hegemonieprojekte in der Euro-
krise lassen sich zwei Antworten geben: Erstens 
stützt sich die Regierung Merkel primär auf zwei 
Hegemonieprojekte bzw. Fraktionen, die aus un-
terschiedlichen Gründen einen Kurs der kompro-
misslosen Austerität einfordern. Erstens ist dies die 
national-orthodoxe neoliberale Fraktion, also das 
Bündnis aus der orthodox-ordoliberalen Fraktion 
und dem national-konservativen Projek. 
Diese Akteure sind teils ideologisch getrieben (rei-
ne Lehre des Neoliberalismus; deutschnationaler 
Chauvinismus) ohne eigene Antworten auf die 
Krise zu haben; teils nehmen sie die Folgen ihrer 
Strategien bewusst in Kauf (Zerbrechen der Eu-
rozone; Krise der EU; Rezession; Nordeuro oder 
neue D-Mark). Anderseits stützt sich die Regie-
rung Merkel auf die autoritär-neoliberale Fraktion, 
die in Deutschland primär durch den BDI/BDA und 
Verbände der Finanzindustrie vertreten wird. Die-

29	 Financial Times, 8.6.2012. URL: http://www.

ft.com/cms/s/0/c49b69d8-b187-11e1-bbf9-00144feab-

dc0.html
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se Akteure sind geld- und europapolitisch flexibler 
als das national-orthodoxe Bündnis. Der BDI for-
dert eine vorsichtige Regulation der Finanzmärkte. 
Gleichzeitig positionieren sich BDI et al. strikt ge-
gen eine europäische Integration, die nicht auf au-
toritär-neoliberaler Grundlage geschieht. Der BDI 
strebt ein Europa an, „in dem die sinnvolle Übertra-
gung und Aufteilung von politischer Souveränität 
im Vordergrund […] steht und nicht die Umvertei-
lung von Wohlstand.“30 Die Kompromisslosigkeit 
der Regierung Merkel erklärt sich zu großen Teilen 
aus den radikalen Positionen ihrer Unterstützungs-
basen und deren Stärke im gesellschaftlichen Kräf-
teverhältnis. Die die Regierung stützenden Akteu-
re üben Druck aus, weder europapolitische noch 
geld- und wirtschaftspolitische Zugeständnisse zu 
machen. 
Der zweite Grund für die teils irritierende Sturheit 
der Regierung Merkel ist, dass diese, getrieben 
durch die sie stützenden gesellschaftlichen Kräfte, 
die Eurokrise und die Gefahr ihrer Eskalation, stra-
tegisch nutzt, um in der klassischen Logik einer 
„Schockstrategie“ (Klein 2007) neoliberale ‚Struk-
turreformen‘ und ‚Staatsumbau‘ durchzusetzen, 
zu einem Grad und in Ländern/Bereichen, die sich 
bislang noch widersetzen. Die Eurokrise und die 
Gefahr ihrer weiteren Eskalation ist eine historische 
Gelegenheit, die ausgenutzt wird. Es ist ein Va-
banque-Spiel. Um die Gelegenheit zu nutzen, ge-
hen die Regierung Merkel und die sie stützenden 
Kräfte das Risiko ein, dass die Krise unkontrolliert 
eskaliert und die Eurozone zerbricht. Sie nehmen 
diese Möglichkeit (bewusst?) in Kauf, um die Op-
position gegen neoliberale Strukturreformen und 
ihre dauerhafte Verankerung auszuschalten. 

These 2: Die Kompromisslosigkeit der 
neoliberalen Krisenlösung hat Grenzen

Der bisherige Verlauf der Krise und des Krisenma-
nagements zeigt, dass die orthodox stabilitätsori-
entierte Strategie flexibel ergänzt wird, wenn kei-
ne andere Möglichkeit mehr zu bleiben scheint. 
Mehrfach haben die deutsche Regierung und ihre 
Verbündeten in der Krise Forderungen und Interes-

30	 BDI, 4.7.2012: „Das Ende des Nein-Sagens“ 

(BDI-Statement). URL: http://www.bdi.eu/Statements_

Das-Ende-des-Nein-Sagens.htm

sen ihrer national-orthodoxen und neoliberal-auto-
ritären Basis missachtet, wenn die Krisen zu stark 
zu eskalieren drohte: Im Jahr 2008/2009 reagierte 
sie mit keynesianischen Konjunkturpolitik auf die 
durch die Finanzkrise ausgelöste Weltrezession 
(Konjunkturpaket, Abwrackprämie). Von Mai 2010 
bis Oktober 2011 tolerierte bzw. akzeptierte sie das 
Programm zum Ankauf der Anleihen von Euro-
Krisenstaaten durch die EZB (Securities Markets 
Programme, SMP). Gleiches gilt für die EZB-Maß-
nahmen des quantitaive easing, d.h. der günstigen 
EZB-Sonderkredite (Dezember 2011/Februar 2012) 
über eine Billionen Euro an europäische Banken. In 
Deutschland wurde Ende März 2012 im Öffentli-
chen Dienst ein Tarifabschluss von 6,3 Prozent über 
zwei Jahre erzielt31 und Finanzminister Schäuble 
sagte, ein hoher Abschluss in der deutschen Me-
tallindustrie sei 2012 möglich: „Es ist in Ordnung, 
wenn bei uns die Löhne aktuell stärker steigen als in 
allen anderen EU-Ländern“.32 Tatsächlich erreichte 
die IG Metall ein deutliches Plus von 4,3 Prozent.33 
Damit stützte die deutsche Regierung vorsichtige 
Schritte, um die ökonomischen Ungleichgewichte 
in der EU zu relativieren, und nahm sogar die Mög-
lichkeit einer leicht erhöhten Inflation in Kauf. Auf 
Druck u.a. von Frankreich, SPD/Grünen und sozia-
len Bewegungen unterstützt die Regierung Merkel 
die Einführung einer Finanztransaktionssteuer. Für 
den Fall eines Wahlsieges der Partei der radikalen 
Linken SYRIZA bei den griechischen Parlaments-
wahlen vom 17. Juni 2012 hatte die EZB angedeu-
tet, zu weiteren geldpolitischen Interventionen 
bereit zu sein. Auf dem EU-Gipfel vom 28./29. 

31	 Sueddeutsche.de, 31.03.2012. URL: http://

www.focus.de/finanzen/news/wirtschaftsticker/ge-

werkschaftsforderung-in-den-tarifverhandlungen-scha-

euble-spricht-sich-fuer-hohe-lohnsteigerungen-aus_

aid_747825.html

32	 Focus Online, 05.05.2012. URL: http://www.

focus.de/finanzen/news/wirtschaftsticker/gewerk-

schaftsforderung-in-den-tarifverhandlungen-scha-

euble-spricht-sich-fuer-hohe-lohnsteigerungen-aus_

aid_747825.html

33	 Spiegel Online, 31.03.2012. URL: http://www.

spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/analyse-tarifab-

schluss-2012-in-der-metallindustrie-a-833986.html
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Juni 2012 machte die deutsche Regierung einige 
(häufig überschätzte) Zugeständnisse an die For-
derungen der südlichen EU-Mitglieder, in dem sie 
erklärte, nach der Einführung einer gemeinsamen 
europäischen Bankenaufsicht könnten Hilfskredite 
des ESM direkt an Banken ausgegeben werden, 
um so den Zusammenhang zwischen Bankenret-
tungen und Staatsverschuldung zu lösen bzw. zu 
vergemeinschaften. Beim selben Gipfel wurden 
Lippenbekenntnisse zu einer Wachstumspolitik 
abgegeben und symbolisch ein Wachstumspaket 
von größtenteils zuvor eingeplanten Mitteln bereit-
gestellt. Schließlich wachsen Stimmen innerhalb 
der CDU (u.a. Wolfgang Schäuble), die eine Fiskal-
union mit politischer Union als sogar mittelfristige 
Perspektive ins Spiel bringen. Als Ende Juli 2012 
die Zinsen für spanische und italienische Staats-
anleihen massiv anstiegen, erklärte EZB-Präsident 
Mario Draghi, unterstützt von Schäuble, die EZB 
werde ‚alles tun‘, um den Euro zu erhalten – ein 
lang erwartetes und erstaunlich klares Bekenntnis 
zu einer expansiven Geldpolitik, vermutlich einer 
Wiederauflage des SMP-Programms zum Aufkauf 
von Staatsanleihen.
All diese Beispiele zeigen: Sollte die Krise erneut 
eskalieren, werden auch die deutsche Regierung 
und ihre monetaristischen Verbündeten wieder zu 
Maßnahmen bereit sein, die den Positionen und 
unmittelbaren Interessen der sie stützenden Pro-
jekte widersprechen. Diese Richtungsmodifikati-
onen bedeuten keinen Bruch mit grundlegenden 
neoliberalen und finanzgetriebenen Akkumulati-
onsregime. Sie ergänzen aber dessen Regulation 
um geld- und konjunkturpolitische Elemente (vgl. 
ING 2012). 

These 3: Gegenseitige Blockade 
autoritär-neoliberaler und 
linkseuropäischer Krisenlösungen

Ein zentrales Problem für die Bearbeitung der Krise 
besteht gegenwärtig darin, dass sich die gegenein-
ander stehenden gesellschaftlichen Kräfte gegen-
seitig blockieren. Eine vertiefte europäische Integ-
ration auf autoritär-neoliberaler Grundlage könnte, 
gerade wenn sie einen ökologischen Wachstums-
pfad und mit einer gewissen geldpolitischen Flexi-
bilität verbindet, die Krisendynamik wahrscheinlich 
mittelfristig stabilisieren und, zumindest in Europa, 

Grundlage für eine prekäre Runde neuer Akkumu-
lation schaffen. Doch dieser Weg ist weitgehend 
blockiert: Eine weitere neoliberale Integration 
bedürfte einer Änderung der EU-Verträge. Doch 
gegenwärtig erscheinen EU-Vertragsänderungen 
auf neoliberaler Grundlage nicht durchsetzbar. 
Die defensive Stärke der anti-neoliberalen und 
der anti-europäischen Kräfte ist groß genug, um 
derartige EU-Vertragsänderungen im Rahmen ob-
ligatorischer Referenden und parlamentarischer 
Ratifizierungsprozesse äußerst unwahrscheinlich 
zu machen. In einer ING-Studie von Juni 2012 wird 
diese Einsicht aus einer Herrschaftsperspektive 
formuliert. Da neoliberale Reformen erst zerstören 
würden, bevor sie kreativ Neues schaffen, seien 
sie schwer durchzusetzen:

However, the fact that the destruction is more 

immediate than the creation tends to provoke 

howls of protest from those directly affected. This 

presents a serious political constraint on reform. 

Politicians having to deal with the backlash from 

the vested interests stand to lose in the reform 

process. Indeed, the resistance to economic re-

forms that are being debated and implemented 

in the Eurozone’s periphery is one reason why in-

cumbent governments have been falling or being 

voted out, and technocrats installed as leaders in 

Greece and Italy. (ING 2012: 8).

Der Fiskalpakt ist ein Beispiel für diese Dynamik. 
Verglichen mit einer vollständigen autoritär orga-
nisierten Fiskalunion, wie sie von Akteuren des au-
toritär-neoliberale Projekts diskutiert wird, ist der 
Fiskalpakt geradezu moderat. Doch bereits dieser, 
relativ kleine Schritt ist nur mühsam gegen gesell-
schaftliche, politische und juristische Widerstände 
durchzusetzen. 
Die grundlegende Alternative zu dieser autoritär-
neoliberalen Krisenlösung wäre eine sozialökolo-
gische und demokratische Transformation der EU, 
eine Krisenlösung auf Basis von Umverteilung, 
sozial-ökologischem Umbau, Schuldenstreichung 
und radikaler Demokratisierung. Doch noch offen-
sichtlicher als für die autoritär-neoliberale Lösung 
ist der Weg für diese linkseuropäische bzw. euro-
sozialistische Perspektive versperrt. Die gesell-
schaftlichen Kräfte hinter diesem Projekt (Gewerk-
schaften, soziale Bewegungen, linke Parteien und 
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die sie stützenden sozialen Gruppen) sind politisch 
marginalisiert und ihnen stehen die im disziplinie-
renden Neoliberalismus verankerten strukturellen 
und juristischen Mechanismen entgegen (Druck 
der Finanzmärkte, Schuldenbremsen). Solange die 
Kräfteverhältnisse durch erfolgreiche und gemein-
same Massenmobilisierungen nicht substantiell 
verschoben werden können, bleibt dieses Projekt 
ohne reale politische Perspektive. Doch durch sei-
ne defensiven Fähigkeiten ist das Projekt Teil des 
Kräfteverhältnisses und mit ihnen blockiert es bis-
lang die radikalsten Varianten einer autoritär-neoli-
beralen Krisenlösung.

These 4: Mögliche Szenarien der 
weiteren Entwicklung 

Welche Konstellation von Hegemonieprojekten 
sich durchsetzen wird, welches Staatsprojekt sich 
herausbildet, und wie dies das institutionelle Ge-
füge des europäischen Staatsapparate-Ensembles 
verändern wird, ist nicht vorhersehbar. Aufgrund 
der labilen und fragmentierten inneren Struk-
tur des europäischen Staatsapparateensembles 
lässt sich nicht einmal sagen, ob das europäische 
Staatsprojekt die Krise überlebt. Die Entschei-
dungsverfahren innerhalb der EU verkomplizieren 
die verschiedenen Krisenlösungen. Benötigt wird 
die Zustimmung der überwiegenden Mehrheit der 
Mitgliedsstaaten in den Gesetzgebungsverfahren, 
eine Mehrheit innerhalb der Kommission und im 
Mitentscheidungsverfahren (Mehrheit im EU-Par-
lament). Im Anschluss müssen die Richtlinien und 
Verordnungen die Überprüfung durch den Europä-
ischen Gerichtshof überstehen. In einer Konstella-
tion, in der das hegemoniale neoliberale Projekt an 
Plausibilität verliert, wird diese Prozedur zu einer 
immer höheren Hürde – für alternative Projekte 
scheint sie geradezu unüberwindbar. Welche Sze-
narien erscheinen vor diesem Hintergrund mittel-
fristig am wahrscheinlichsten? Aus unserer Sicht 
lassen sich vier Szenarien unterscheiden. 

Szenario 1: Fortsetzung des Bündnisses 
zwischen autoritär-neoliberaler Fraktion und 
dem orthodox-nationalem Bündnis führt zur 
Eskalation der Krise und Zerbrechen der 
Eurozone

Im August 2011 konnte das IfG noch die Möglich-
keit benennen, dass eine verhalten positive Ent-
wicklung der Weltkonjunktur mit starker Nachfra-
ge aus China und anderen Schwellenländern zur 
Grundlage eines Muddling-Through werden könn-
te, in dem die gegenwärtige autoritär-neoliberale 
Krisenbearbeitung nur gering modifiziert werden 
muss (IfG 2011: 8). Inzwischen ist die Wahrschein-
lichkeit dieses Szenario gesunken. Die Rezession 
in Südeuropa, Frankreich und Großbritannien, das 
schwache Wachstum in den USA und selbst in 
China haben diese Perspektive unwahrscheinlicher 
gemacht. Eine Erhaltung der Eurozone unter an-
dauernder Führung der proeuropäischen autoritär-
neoliberalen Fraktion wird nur funktionieren, wenn 
es zu einem Abweichen von den Forderungen des 
orthodox-nationalen Bündnisses kommt. Setzen 
die deutsche Regierung und ihre Verbündeten ihre 
Linie der harten Austerität ohne flexiblere Geld- 
und/oder Haushaltspolitik, ohne eine signifikant 
vertiefte Integration (d.h. Transfer- und Fiskaluni-
on) durch bzw. scheitern sie mit ihren neolibera-
len Integrationsprojekten, dann ist eine unkontrol-
lierte Eskalation der Eurokrise mit einer Reihe von 
Staatsbankrotten, schwerer Rezession und dem 
Auseinanderbrechen des Euro das wahrschein-
lichste Szenario. Anders gesagt: Die neoliberale 
Austerity-Strategie der deutschen Regierung und 
ihrer Unterstützer_innen könnte ihr Blatt über-
reizen und zu einem Austritt von Staaten aus der 
Eurozone führen (allen voran Griechenland), damit 
zu unkontrollierten Staatsbankrotten und einer 
Eskalationsdynamik, welche durch den ESM und 
geldpolitische Interventionen der EZB nicht mehr 
gestoppt werden könnte. Auslöser könnte auch 
erfolgreicher Widerstand gegen diese autoritär-
neoliberale Politik sein (Massenstreiks, Volksauf-
stände, Wahlsiege linker Parteien kombiniert mit 
Massenmobilisierungen).
Die weitere Entwicklung im Kontext einer solch 
massiven Eskalation der Krise kann nicht vorher-
gesagt werden. Letztlich könnte eine Krisenes-
kalation samt tiefer Rezession zu jener massiven 
Kapitalvernichtung führen, welche die staatlichen 
‚Rettungsmaßnahmen‘ seit 2008 zu verhindern 
gesucht haben. Die unkontrollierte Zerstörung des 
überakkumulierten Kapitals könnte mittelfristig die 
Grundlage für einen neuen Akkumulationszyklus 
legen. 
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Szenario 2: Rechtspopulistische 
Renationalisierung 

Die historische Erfahrung zeigt jedoch, dass mit 
einer solch unkontrollierten Zerstörung, massive 
Gefahren durch autoritäre und faschistische po-
litische Entwicklungen einhergehen. Sollte die 
Krise weiter eskalieren, ist nicht auszuschließen, 
dass sich aus den national orientierten Teilen des 
neoliberalen Projekts, dem national-konservativen 
und Teilen des national-sozialen Projekts ein neu-
es rechts-nationales Projekt zusammensetzt, das 
in den Mitgliedsstaaten vom Zerfall der EU profi-
tieren könnte. Schon jetzt sind in einigen Staaten 
der EU solche Tendenzen zu beobachten (vgl. IfG 
2011: 13f.). Dieses Szenario könnte sich sowohl im 
Anschluss an eine Kriseneskalation und ein Aus-
einanderbrechen des Euro entwickeln, als auch 
davor. Die Gefahr besteht, dass im Rahmen einer 
solchen Entwicklung autoritäre und repressive 
Maßnahmen und Mechanismen dramatisch inten-
siviert werden, um eine neoliberale Krisenlösung 
auf einer rechtspopulistisch und repressiv vereng-
ten Grundlage durchzusetzen. 

Szenario 3: Muddling-Through unter 
proeuropäisch autoritär-neoliberaler 
Führung, im Bündnis mit der neoliberalen 
Reregulierungs-Fraktion

Das dritte Szenerio umfasst die Möglichkeit, dass 
das bisherige ‚Muddling-Through‘ im Sinne eines 
fortgesetzten und zugleich radikalisierten autori-
tären Neoliberalismus mittelfristig erfolgreich ist, 
die Eurokrise zu bearbeiten und die staatliche Re-
finanzierung am Finanzmarkt zu stabilisieren. Als 
Bedingung dieses Szenerios muss ein Abweichen 
von kompromisslosen, allein auf Haushaltskon-
solidierung und ‚Strukturreformen‘ fokussierten 
Politik gelten. Unterschiedliche geld-, fiskal- und 
währungspolitische Maßnahmen könnten hier 
Voraussetzungen schaffen, etwa eine begrenzte 
Staatsfinanzierung durch die EZB samt hilfreicher 
Inflation, Kapitalvernichtung durch andauernde 
Rezession und begrenzte Schuldenschnitte, ein 
Abwerten des Euro, um Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen, konjunkturpolitische Maßnahmen usw. 
(vgl. ING 2012). Zentral wäre es, über eine grün-
kapitalistische Modernisierung neue Absorbtions-

möglichkeiten für das überakkumulierte Kapital zu 
schaffen. Die ‚Strukturreformen‘ v.a. im Südeuro-
pa könnten mittelfristig zu erhöhtem Wachstum 
führen und die Situation stabilisieren. Dies wäre 
keine Lösung der Krise, nur ein zeitliches Verschie-
ben, bei massiver Verschlechterung der Lebens-
situation der Bevölkerungsmehrheiten. Aufgrund 
der Strategien und Taktiken sowie der sozialstruk-
turell verorteten Ressourcen der jeweiligen Projek-
te hat dieses Szenario, basierend auf einer Allianz 
zwischen den proeuropäisch autoritär-neoliberalen 
Strategien sowie der neoliberalen Reregulierungs-
Fraktion gewisse Erfolgsaussichten. Dies auch 
deswegen, weil Teilforderungen anderer Projek-
te integriert werden könnten, etwa (modifizierte) 
Fortsetzung neoliberaler Politiken (orthodox-neoli-
berale Fraktion) und mittelfristig Eurobonds und/
oder gemeinsame Schuldentilgung (proeuropäisch 
soziales und linksliberal-alternatives Projekt). 

5 PERSPEKTIVEN EINES 
SOZIALÖKOLOGISCHEN, 
LINKSEUROPÄISCHEN 
PROJEKTS

In einem vierten Szenario könnte es einem links-
europäischen Projekt gelingen, die verbreitete 
Entlegitimierung der verschiedenen neoliberalen 
Krisenbearbeitungen für die Durchsetzung einer 
sozialökologischen und demokratisierenden Kri-
senbearbeitung zu nutzen. Um wirkungsmächtig zu 
werden, müsste ein solches Projekt verschiedene 
gesellschaftliche Strömungen bündeln. Es müsste 
die ökonomischen Forderungen des linkseuropäi-
schen mit den postnationalen und demokratiethe-
oretischen Positionen des linksliberal-alternativen 
Projektes verbinden und sich zugleich auf die in 
diesem Politikfeld Ausgeschlossenen stützen: die 
sozialen Bewegungen, die als Basen eines links-
radikalen Hegemonieprojekts verstanden werden 
könnten. Mit einer Konzeption zur Reskalierung der 
Sozialpolitik könnte das national-soziale Hegemo-
nieprojekt zu integrieren versucht werden. Auf die-
se Weise ließen sich unterschiedliche Ressourcen 
verbinden, so dass es möglich wäre, eine Gegen-
kraft zu den neoliberalen Fraktionen aufzubauen, 
bevor sich eine neue herrschaftliche Konstellation 
stabilisiert hat. 
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Ein solches Projekt würde vor der Aufgabe stehen, 
die Macht der Finanzindustrie und der Transnatio-
nalen Konzerne zu brechen, oder wenigstens das 
Kräfteverhältnis zugunsten der Subalternen zu ver-
schieben. Gelingt dies nicht, wird sich der Angriff 
auf die verbliebenen demokratischen Strukturen 
verschärfen (vgl. Oberndorfer 2012). Das Staats-
projekt Europa ist in seiner inneren Struktur, die 
zu einer Distanzierung der Bevölkerung von den 
Entscheidungszentren führt, grundlegend unde-
mokratisch verfasst. Ein zentraler Angriffspunkt 
eines neuen Projektes müsste daher die Forderung 
nach ,realer Demokratie’ sein, so wie sie in Spa-
nien und Griechenland und der globalen Occupy-
Bewegung schon formuliert wird. In der demokra-
tischen Frage laufen die unterschiedlichen Stränge 
alternativer Projekte zusammen. Sie muss der Aus-
gangspunkt für eine Auseinandersetzung mit der 
Krise und zugleich zu einer Krisenlösung sein, die 
nicht zu Lasten der Subalternen geht. Vorausset-
zung wäre eine grundlegende Demokratisierung 
der Struktur der EU. Der Kampf um Demokratie 
schließt die Forderung nach einer Umkehr der 
Umverteilung von unten nach oben ein, weil die 
extremen sozialen Ungleichheiten als Resultat von 
dreißig Jahren „Klassenkampf von oben“ (Resch/
Steinert 2011: 126) Demokratie, wie heute zu be-
obachten ist, nicht nur in ihrer bürgerlichen Form 
untergraben, sondern erst recht der historischen 
Möglichkeit substantieller, ‚realer Demokratie‘ dia-
metral entgegenstehen.
Für ein solches linkseuropäisches Projekt stellen 
sich in der Krise verschiedene strategische Pro-
bleme: Erstens sind erfolgreiche Abwehrkämpfe 
entscheidend. Es muss gelingen, die politischen 
Projekte eines radikalisierten und autoritären Neo-
liberalismus zu verhindern. Zweitens müssen die 
Akteure des linkseuropäischen Bündnisses ent-
scheiden, wie sie mit jenen Fraktionen und Projek-
ten strategisch umgehen, mit denen sich potenziell 
kooperieren ließe. Dazu gehören die Protagonist_
innen der neoliberalen Reregulations-Fraktion (u.a. 

dominante Strömungen innerhalb grüner und so-
zialdemokratischer Parteien), das national-soziale 
Hegemonieprojekt, und die linksradikalen Kräfte. 
Schließlich stellt sich die Frage, wie ein linkseuro-
päisches Projekt in die Offensive kommen kann. 
Das IfG schlägt eine ganze Reihe von „Einstiegs-
projekten“ vor (IfG 2011: 31ff.)
Aber das kann nur der Anfang sein. Auf die Dau-
er- und Vielfachkrise der gegenwärtigen Zivilisati-
on lässt sich nur mit grundlegendem gesellschaft-
lichen und politökonomischen Veränderungen 
reagieren. Die Krisen-Zyklen werden kürzer, und 
eine neue dauerhafte Wachstumsphase scheint 
illusorisch. Selbst wenn es gelänge, für eine ge-
wisse Zeit ökonomisches Wachstum zu generie-
ren, führt die kapitalistische Wachstumsdynamik 
unweigerlich zu immer tieferen ökologischen und 
sozialen Verwerfungen. Ohnehin profitiert nur eine 
Minderheit davon. Die katastrophischen Auswir-
kungen ökonomischen Wachstums werden offen-
sichtlicher. Die imperiale Lebensweise in den Me-
tropolen (Brand 2008) ist nicht verallgemeinerbar, 
ohne ganze Weltregionen der Verwüstung preiszu-
geben. Über die Kosten des zunehmenden Raub-
baus an Mensch und Natur muss gesellschaftlich 
diskutiert werden, und es müssen insbesondere 
diejenigen zu Wort kommen, die davon betroffen 
sind. Mit anderen Worten: Die Forderung nach 
Demokratie kann weder national noch europäisch 
beschränkt bleiben. 
Es ist nicht zu erwarten, dass sich diese Einsich-
ten in ein möglichst breit angelegtes emanzipatori-
sches Projekt kurzfristig durchsetzen werden. Eine 
Verschiebung von gesellschaftlichen und instituti-
onellen Kräfteverhältnissen könnte aber den Raum 
für alternative Entwicklungspfade öffnen. Eine 
solche Verschiebung ist nur denkbar, wenn sich, 
neue gesellschaftliche Allianzen bilden und sich 
die Kämpfe gegen die aktuelle Krisenbearbeitung 
nicht nur in Europa, sondern global ausdehnen und 
sie ihre ‚Systemrelevanz’ praktisch unter Beweis 
stellen. 
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